
Kurzdarstellung des Sachverhalts
Bauen wird aus verschiedenen Gründen in Deutschland seit Jahren stetig teurer. Eine der Ursachen 
liegt in einer unvorteilhaften Entwicklung der Grunderwerbsteuer. Seit der Föderalismusreform in 2006 
kennt diese kaum mehr ein Halten, da seit diesem Zeitpunkt die Bundesländer ihre Steuersätze selbst 
festlegen dürfen. Die Steuer auf den Grunderwerb hat sich somit zu einer lukrativen Einnahmequelle für 
die Länder entwickelt. Allein in Nordrhein-Westfalen stieg der Steuersatz von 3,5 Prozent in 2006 bis 
auf 6,5 Prozent in 2015. Das Bundesland befindet sich damit in guter Gesellschaft: Brandenburg, Saar-
land, Schleswig-Holstein und Thüringen weisen dieselben Entwicklungen auf (siehe Tabelle Seite 2).  
Diese Steigerungen verteuern den Kauf von Immobilien massiv: Baulandpreise steigen zwischen 10 
und 15 Prozent pro Jahr. Zwischen 2000 und 2016 stieg der Preis für einen Quadratmeter Bauland in 
Deutschland von 53,24 Euro auf 127,93 Euro. Auf Grund dieser Entwicklungen lohnt es sich für Eigen-
tümer, den Verkauf unbebauter Flächen hinauszuzögern, um nach einem oder zwei Jahren deutlich hö-
here Gewinne erzielen zu können. Ein weiteres Problem liegt in den ebenfalls ansteigenden Preisen für 
handwerkliche Dienstleistungen. Diese sind durch einen Fachkräftemangel, gestiegene Rohstoffpreise 
sowie Lohnerhöhungen zu begründen.

Politische Botschaft 
Die Normung ist nicht unter den bereits genannten Hauptgründen für die Baukostensteigerung aufzu-
führen. Auf Grund tiefer Eingriffe in das Eigentum ist das Ordnungsrecht zwar nicht das zentrale Mittel 
im Gebäudebereich, es stellt jedoch eine der zentralen Säulen der energetischen Sanierung dar und 
bietet zahlreiche Verbesserungsmöglichkeiten. Wirtschaftlich darstellbare Anforderungen, wie zum 
Beispiel die Dämmung der obersten Geschossdecke und der Austausch von Heizkesseln, die älter als 30 
Jahre sind, sollten konsequent umgesetzt werden. Der Austausch von Fenstern mit Einfachverglasung 
sollte ebenfalls verpflichtend sein. Selbstverständlich sind Überregulierungen durch den Gesetzgeber, 
die nicht vernünftig sind, sondern lediglich dem politischen Willen folgen, nicht wünschenswert. Die 
Normung ist jedoch als unabdingbar für das Erreichen der von der Bundesregierung selbst gesteckten 
Klimaziele anzusehen. 
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BF Positionierung
n	 �Der BF spricht sich gegen eine Überregulierung im Bereich der baulichen Normung aus. Übertrie-

bene Forderungen, wie beispielsweise die Vorgaben der Energieeinsparverordnung noch zu unter-
bieten, sind nicht zielführend.

n	 �Der BF fordert dennoch gleichermaßen eine Verbesserung der Umsetzung des Ordnungsrechts im 
Gebäudebestand sowie die Einführung einer Sanierungspflicht der öffentlichen Hand, die bei der 
Umsetzung der energie- und klimapolitischen Ziele ihrer Vorbildfunktion gerecht werden sollte.  

Entwicklung der Grunderwerbsteuer Steuersätze in den Bundesländern
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Bundesland Steuersatz
1997 – 2006 Erhöhung ab auf

Steuersatz (2015)

Brandenburg 3,50 % 01.01.2011
01.07.2015

5,00 %
6,50 %

Nordrhein-
Westfalen 3,50 % 01.01.2011

01.01.2015
5,00 %
6,50 %

Saarland 3,50 %
01.01.2012
01.01.2013
01.01.2015

4,50 %
5,50 %
6,50 %

Schleswig-
Holstein 3,50 % 01.01.2012

01.02.2014
5,00 %
6,50 %

Thüringen 3,50 % 07.04.2011
01.01.2017

5,00 %
6,50 %

Hessen 3,50 % 01.01.2013
01.08.2014

5,00 %
6,00 %

Berlin 3,50 %
01.01.2007
01.04.2012
01.01.2014

4,50 %
5,00 %
6,00 %

Baden-
Württemberg 3,50 % 05.11.2011 5,00 %

Bremen 3,50 % 01.01.2011
01.01.2014

4,50 %
5,00 %

Mecklenburg-
Vorpommern 3,50 % 01.07.2012 5,00 %

Niedersachsen 3,50 % 01.01.2011
01.01.2014

4,50 %
5,00 %

Rheinland-Pfalz 3,50 % 01.03.2012 5,00 %

Sachsen-Anhalt 3,50 % 02.03.2010
01.03.2012

4,50 %
5,00 %

Hamburg 3,50 % 01.01.2009 4,50 %

Bayern 3,50 % Keine Erhöhung -

Sachsen 3,50 % Keine Erhöhung -
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